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Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 
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; bend. Preis vierteljährlich bet allen Preuß. Poſtanſtalten 412 Sgr., bei den außerpreußt 
7 Sor, in Berlin bel adden Aeltungs- Spebitebren incl. A e in der Expedition, Taubenſtr. 275 417 en 
ie Zeile gr. 


Sonnabend, 24. März. W 12. 1866. — 3. Jahrgang. 


Mit dem 1. April d. J. beginnt ein neues. Abonnement auf die „Verfaſſung.“ Die Redaktion 
hofft, von ihren bisherigen Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach beſten Kräften beſtrebt 
eweſen iſt, das Ziel, welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, im Auge zu 
be A Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümlicher und leicht faß⸗ 
licher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne der entſchieden liberalen 
Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerſtag Abend zur Poft 
egeben, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonnabend 
Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte, trotz unſeres Bemühens 
in keiner Weiſe gegen eine geſetzliche Beſtimm ung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Verſendung eintreten, ſo werden, davon 
ind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unſere bisherigen Leſer ſo wie unſeren 
neuen Freunde, das Abonnement für das neue Quartal möglichſt bald bei den Poſtanſtalten 
anzumelden, da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes geſichert iſt 
und bei ſpäteren Anmeldungen die pollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern nicht 
verſprochen werden kann. Im Hinblick auf die in dieſem Jahre bevorftehenden Wahlen hoffen wir, 
daß unſere Freunde für eine recht rege Verbreitung unſeres Blattes ſorgen werden. 
.Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poftanftalten 4½ 
Sgr., bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenſtr. 27. 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 
Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 
heber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zustellung unſeres Blattes erſuchen wir, 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 
von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


Von d 
Debatte des Abgeordnetenhauſes über den Ober⸗ Hochverrath und Aufforderung 
tribunals Beschluß zum Hochverrath. 
iſt in der unterzeichneten Verlagshanblung ein Separat -⸗Abdruck Strafgeſetzbuch Theil 2, Titel 1. 


ah 
mit den vollſtändigen Reden der Minister ſowie der Abgeordneten Im gewöhnlichen Leben kommt es wohl vor, daß 
, Sortenbed, Gneift, Waldeck. Iweiten, Schuczen deiiſſc und Dieſer oder Jener uns durch muthwillige oder boshafte 


Simfon; nebit 1 Beilagen: enthaltend das Protokoll der den Fk 
Derfaflungstonmdnen 175 Reviſtonekammer vom 28. September Reden zu beleidigen oder zu beſchädigen ſucht. Es muß 


1849 und das Schreiben des Geheimen Juſtiz⸗ und Appellations⸗ aber recht arg kommen, wenn wir um ſolcher Dinge 
Dan ne] de 1 e 1 5 Ei willen eine Injurienklage anſtrengen ſollen. Wir wiſſen, 
. E " * 1. N 1 
Be Exemplar auf nur 2 Sor. feſtheſcht und liefern wir bei Ein · daß Lügen und Schmähungen in den Augen vernünftiger 
endung durch Poſtanweiſung von Menſchen nicht dem ſchaden, gegen den ſie gerichtet find, 
1 Thlr. — 12 Exemplare. ſondern dem, der ſie ausſpricht. Wir begnügen uns da⸗ 
e her in der Bet, ee zu 555 ne a zu 
franco. ng von 7 ; „| beichämen, oder im Gefühl unſeres Rechts und unſerer 
Kr Ha e von 3 Thlr. liefern wir 100 Expl., Würde ice wir mug wohl nun ben d n mit ben 
ie Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin, Achſeln. Käme es aber einmal vor, daß uns Einer 
. 500 au, mit unſchicklichen oder groben Worten doch nichts Ans 


deres als die reine Wahrheit fagte: nun, dann würden 
wir am geſcheuteſten thun, wenn wir die Wahrheit 
uns zu Herzen nähmen und die Grobheit als verdiente 
Strafe betrachteten. 

So, meinen wir, ſollten es auch die Regierung und 
die Obrigkeiten machen, wenn in Zeitungen oder anderen 
Schriften in n e Tone ihnen Vorwürfe gemacht 
werden, auch wenn ſie dieſelben für vollkommen unge⸗ 
recht halten. Nur in den ſeltenſten und ſchwerſten Fällen 
könnte es, ſo ſcheint es uns wenigſtens, geboten ſein, 
daß ſie den Strafrichter zu Hülfe rufen. 

5 jetzige Regierung hat, beſonders der Preſſe 
gegenüber, in dieſer Beziehung andere Grundsätze. Wir 
wollen hier nicht darüber ſtreiten, ob ſie richtig oder unrichtig 
handelt, ſondern wir wollen hier nur unſere Anſicht da⸗ 
rüber ausſprechen, was wir für das allerſchwerſte Preß⸗ 
vergehen halten. Es ift dies die direkte Aufforderung 
dat b Um zu zeigen, daß eine ſolche 
tattfindet, brauchen wir nur an gewiſſe Aeußerungen, 
wie wir ſie ſo häufig in angeblich regierungsfreundlichen 
Blättern und anderen Sören 1 finden, und 
von denen wir ſchon öfter zu unſeren Leſern geſprochen 
haben, zu erinnern. Es ſind dies Aeußerungen, die nach 
un ſerer Ueberzeugung nichts Geringeres enthalten, als 
deutliche Aufforderungen u gewaltſamer Ab⸗ 
änderung oder 1255 Abſchaffung der be⸗ 
ſchworenen Verfafſung. 

Wir ſagen „zu gewaltſamer Abänderung“. Wir 
bitten unſere Leſer, das Wort „Gewalt“ ja richtig zu 
verſtehen. Man denkt bei dieſem Worte häufig nur an 
diejenige Gewalt, die mit den Fäuſten oder mit Art 
und Brechſtange oder mit Säbeln und Musketen geübt 
wird. Aber wenn in den Strafgeſetzen von „Gewalt“ 
die Rede iſt, ſo verſteht man darunter auch eine ſolche 
rechtswidrige Gewalt, die durch gefährliche Drohungen 
oder durch Mißbrauch der väterlichen, der vormundſchaft⸗ 
lichen, der amtlichen Gewalt und überhaupt durch Miß⸗ 
u derjenigen Macht geübt wird, die irgend Je⸗ 
mandem vom Staate anvertraut iſt. Um das zu 
erfahren, braucht man nicht erſt die Schriften der Rechts⸗ 
gelehrten zu ſtudiren; es iſt genug, wenn man nur 
unſer Preußiſches Strafgeſetzbuch mit einiger Auf⸗ 
merkſamkeit lieſt. . 

Wer daher die Regierung, die Minifter oder andere 
Beamte auffordert, daß fie die Verfaſſung aufheben oder 
daß ſie auch nur einen Theil der Verfaſſung ohne Zu⸗ 
ſtimmung der verfaſſungsmäßig gewählten Volksvertreter 
abändern ſollen, der fordert ſie auf, daß ſie die vom 
Staate ihnen anvertraute Macht mißbrauchen follen, 
um die beſtehende Staatsverfaſſung gewaltſam, d. h. 
mit widerrechtlicher Gewalt zu ändern. 

Wer dazu auffordert, fordert zur a eines 
Verbrechens auf, und (worauf es hier beſonders an⸗ 
kommt) feine Aufforderung ift ſchon ſelbſt ein Verbrechen. 

Sehen wir zu, was das Strafgeſetzbuch von dieſen 
Verbrechen ſagt. Es handelt von ihnen im zweiten 
Theil und zwar im erſten Titel, der die Ueberſchrift 
hat: „Hochverrath und Landesverrath.“ 


In dieſem Titel heißt es gleich zu Anfang ($. 60). 
„Ein Unternehmen, welches darauf abzielt: 

1. Den König zu tödten, gefangen zu nehmen, 
in Feindes Gewalt zu liefern, oder zur Regierung 
unfähig zu machen, oder 

2. Die Thronfolge oder die Staatsverfaſſung 

ewaltſam zu ändern, oder 

3. Das Gebiet des Preußiſchen Staats ganz 
oder theilweiſe einem fremden Staate einzuver⸗ 
leiben oder einen Theil des Gebiets vom Ganzen 
loszureißen, 

iſt Hochverrath und ſoll mit dem Tode beſtraft 
werden“. Alſo auch 
„Ein Unternehmen, welches darauf ab⸗ 
zielt, die Staatsverfaſſung gewalt ſam zu 
än dern, iſt Hochverrath und ſoll mit dem 
Tode beſtraft werden.“ ee 
Machen wir uns die Sache weiter durch ein Beiſpiel 
klar. Denken wir uns, es könnte irgend ein Mal im 
Preußiſchen Staate ein Mann Miniſter werden, der 
zwar die Verfaſſung nicht durch einen einzigen Ge⸗ 
waltſtreich für aufgehoben erklären wollte, der es aber 
unternähme, fürs Erſte etwa das beſtehende 1 9 5 
nach ſeinem Gutdünken abzuändern. In Beziehung au 
dieſes Wahlgeſetz nun hat ein eifriger Anhänger der 
jetzigen Regierung, der Berliner Oberſtaatsanwalk Ade⸗ 
lung, bereits vor zwei Jahren in öffentlicher Gerichts⸗ 
ſitzung erklärt, daß daſſelbe ein „ integrirender“, d. h. 
ein ſo weſentlicher „Theil unſerer Verfaſſung“ iſt, daß 
man daſſelbe nicht angreifen oder verändern kann, ohne 
damit die Verfaſſung ſelbſt anzugreifen oder 
zu verän dern. Er hat damals auch (es war in einer 
Anklage gegen den ſeitdem verſtorbenen Laſſalle) 
bewieſen, daß rechtswidrige Gewalt ſehr wohl auch ohne 
körperliche Angriffe auf Perſonen geübt werden könne. 
Wir haben alſo den Oberſtaatsanwalt ſelbſt auf unſerer 
Seite, wenn wir Folgendes ſagen: 

Ein Miniſter, der ohne vorhergegangene Zuſtim⸗ 
mung der Volksvertretung eine neue Wahlverord⸗ 
nung erließe, und dadurch den Artikel 115*) der 
Verfaſſung außer Kraft zu ſetzen geböte, würde 
5 damit einer hochverrätheriſchen Handlung 
chuldig machen. 

Ein ſolcher Miniſter müßte dann entweder nach 
5 61 und 62 des Strafgeſetzbuches mit dem Tode, 
oder nach $ 64 mit fünffährigem bis lebenslänglichem 
Zuchthaus, bei mildernden Umſtänden aber mik Ein⸗ 
ſchließung nicht unter fünf Jahren beſtraft werden. Die 
Todesſtrafe würde ihn nämlich nach $ 62 treffen müſſen, 
wenn er bereits die nöthigen Anordnungen zur unmit⸗ 
telbaren Ausführung ſeiner Verordnung Ber hätte, 
Dagegen würde er nach $ 64 nur mit Zuchthaus oder 
Einſchließung beſtraft werden, wenn er die Verordnung 
nur erſt bekannt gemacht hätte, ohne ſchon die Anſtalten 


) Artikel 115 lautet: „Bis zum Erlaſſe des im Art. 72 vor- 
efehenen Wahlgeſetzes bleibt die Verordnung vom 30. Mai 1849, 
in Kraft der Abgeordneten zur Zweiten Kammer betreffend, 
in Kraft.“ 


zu ihrer unmittelbaren Ausführung zu treffen. Er hätte 
nämlich dann nach den Worten des § 64 „die ihm vom 
Staate anvertraute Macht“ erſt „zur Vorbereitung 
eines Hochverrathes ... gemißbraucht.“ 

Selbſtverſtändlich ſetzen wir nicht voraus, daß ein 
ſolcher Fall jemals in die Wirklichkeit treten könnte, wir 
haben ihn nur näher ausgeführt, um das Verbrechen zu 
kennzeichnen, zu welchem gewiſſe Blätter und Adreſſen 
mit mehr oder weniger deutlichen Worten auffordern. 
Aber wir haben 015 Pinzugufügen, daß eine ſolche Auf: 
forderung, wenn fie eine öffentliche iſt, nach $ 65 
mit Zuchthaus oder Einſchließung von zwei bis fünf 
Jahren beſtraft werden ſoll. ft fie dagegen eine ge⸗ 
heime oder vertrauliche, fo fällt fie unter die „anderen 
ein hochverrätheriſches Unternehmen vorbereitenden Hand⸗ 
lungen“, welche der $ 66 mit Zuchthaus oder Ein⸗ 
ſchließung bis zu fünf Jahren bedroht. 

Natürlich tragen wir kein Verlangen darnach, ein 
oder ein Paar Dutzend reaktionäre Atreſſen oder Artikel⸗ 
ſchreiber in s Zuchthaus zu bringen. Auch meinen wir, 
daß die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches viel zu 
51 find. Insbeſondere würden wir ſelbſt unſere 
chlimmſten politiſchen Gegner nicht in der entehrenden 
Strafe des Zuchthauſes verurtheilt wiſſen wollen, denn 
ſolche Strafe verdient nur ein entehrendes Verbrechen. 
Politiſche Handlungen, wie ſtreng ſie auch unter Um⸗ 
ſtänden geſtraft werden wüſſen, enen und niemals 
entehrend, es ſei denn, daß ſie Jemand nachweisbar 
um perſönlichen Gewinnes und zwar um ſchnöden Geld- 
gewinnes willen unternommen hätte. Ueberdies halten 
wir ſolche Deklamationen für ungefährlich, denn wir 
find von dem preußiſchen Volke überzeugt, daß es fein 
gutes Recht ſich ſchließlich doch nicht nehmen laſſen wird, 
weder durch die rohe Gewalt der Fäuſte, noch durch die 
ſchlimmere Gewalt, welche mit minder handgreiflichen 
Mitteln geübt werden kann. 

S 


Aufruf. 


Als der Ver faſſungskampf ſeine erſten Opfer forderte, 
wurde durch den Aufruf von 24. Oktober 1862 der Na⸗ 
tionalfonds begründet. Nicht vergebens richteten wir an 
das preüßiſche Volk die Mahnung, daß es für diejenigen ein⸗ 
utreten habe, welche ſeine Sache führen. Dauer und Um⸗ 
91 dieſes Kampfes ließen fi damals nicht beſtimmt er⸗ 
meſſen. 

9 Seitdem iſt der Verfaſſungsſtreit immer weiter über ſeine 
urſprünglichen 1 0 hinausgeſchritten. Die uns zur Ver⸗ 
fägung geftellten Mittel entsprechen weder ihrem Maße noch 
ihrem engbegrenzten Zwecke nach den jetzigen Veryältniſſen. 
Wir rufen daher angeſichts der ernſten Anforderungen der 
Gegenwart das preußiſche Volk zu neuen Beiträgen auf, um 
in erweitertem Umfange diejenigen unterftügen zu können, 
ſtehen im geſetzlichen Kampfe für die Rechte des Volkes ein- 

en. 

N Wir find bereit, Beiträge entgegen zu nehmen und for⸗ 
ern unſere Freunde auf, ſich aller Orten den Sammlungen 
zu unterziehen. 

erlin, den 28. Februar 1866. 

Dr. Bender (Katharinenhof bei Wittenberg in Preußen), 
v. Carlowitz (Löwenſtein bei Frankenſtein), Cetto (St. 


Wendel), Claſſen⸗Kappelmann (Köln a. Rhein), A. 
Delbrück (Taubenſtraße 30.), A. Elſter 1510 Frank; 
furterſtraße 124), Dr. Freſe (Lübbecke), Graf Hacke (Alt⸗ 
Ranft bei Freienwalde a. d. Oder), Häbler (Sommerau 
bei Zillen), Halske (Anhaltiſche Kommunikation 5), Harkort 
(Wetter), v. Hennig 5 44aa.), Heyl 
(Tiergartenſtraße 10), H Re ann⸗Ohlau (Görlitz), Frhr. 
v. Hoverbeck (Nickelsdorf bei Allenſtein), Kochhann 
(Alexandrinenſtraße 77), Dr. Langerhans (Köpnickerſtraße 
121), Laß witz (Breslau), Lö we⸗ Bielefeld (Lämmershagen 
bei Heepen), Dr. Löwe⸗Calbe (Wilhelmsſtraße 86), Dr. 
Lüning (Rheda), C. Matthäi (Leipzigerftraße 35), v. 
Meibom (Viktoriaſtraße 19), Dr. Paur (Görlitz), L. 
Reichenheim (Thiergartenſtraße 19), G. Reimer (An⸗ 
haltiſcheſtraße 12), Runge (Nichaelskirchſtraße 12), Sche⸗ 
mioneck (Viktoriaſtraße 31), Schulze-Delitzſch (Potsdam), 
Dr. W. Siemens (Narkgrafenſtraße 94). Soltmann 
(Hollmannſtraße 26), Taddel (Puttkammerſtraße 15), v. 
Un ruh (Chauſſeeſtr. 7), Zacharias (Kommandantenſtr. 31a) 


Die Expedition unſeres Blattes (Taubenſtr. 27.) 
iſt ſehr gern erbölig, Beiträge entgegen zu nehmen und an 
die Unterzeichner des Aufrufs zu befördern. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die Gerüchte von einer Mobilmachung 
der preußiſchen Armee oder doch eines Theiles derſelben meh⸗ 
ren ſich, und ebenſo ſprechen immer mehr Thatſachen dafür, 
daß die ſchleſiſchen Feſtungen ganz vollſtändig armirt werden, 
um ſie in die Lage zu verſetzen, eine Belagerung aushalten 
zu können. Da auch aus Oeſterreich und aus Sachſen Nach⸗ 
richten von ſehr bedeutenden Rüſtungen einlaufen, welche ſich 
in erſterem Staate ganz beſonders als eine Sicherſtellung der 
baß dl Halte a Grenze zeigen, ſo kann es nicht fehlen, 
daß der Glaube an den wirklichen Ausbruch eines Krie⸗ 

es zwiſchen den beiden deutſchen Großmächten immer mehr 

nhänger findet. Trotzdem können wir unſere Anſicht nicht 
ändern. Wir glauben nicht, daß es zu einem ſolchen Kampfe 
kommen wird, ehe ſich die Verhältniſſe in Oeſterreich ſowohl 
wie in Preußen geändert haben. Oeſterreich ſcheint uns vor 
erfolgter Ausſöhnung mit Ungarn nicht in der age zu ſein, 
einen Krieg zu wünſchen und in Preußen wird der innere 
Konflikt ein ſehr gewichtiger Grund ſein, einen Krieg, deſſen 
Ausdehnung ſich in keiner Weiſe vorher berechnen läßt, zu 
vermeiden. 

Daß der offen zu Tage getretene Zwieſpalt zwiſchen den 
beiden deutſchen Großmächten dem Auslande willkommene 
Gelegenheit bieten wird, den Verſuch zu machen, fi in die 
deutſchen Angelegenheiten zu miſchen, darf nicht 
Wunder nehmen. Es iſt auch ſchon von Wien aus gemeldet 
worden, daß die unter Schleswig ⸗Holſtein mitgetheilt Verord- 
nung der engliſchen und franzöfiſchen Regierung Veranlaſſung 
gegeben hat, ſich in einer Note an das preußiſche Kabinet zu 
wenden. Dieſe Nachricht ift zwar von den preußiſchen Offi. 
ziöſen als unrichtig bezeichnet worden, indeſſen kann man nicht 
in Abrede ſtellen, daß die- Wahrſcheinlichkeit einerzſolchen Ein⸗ 
miſchung ſehr groß iſt. . g n 

Schleswig- Holſtein. Die preußiſche Regierung hat 
folgende Verordnung erlaſſen: 1 

„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden. König von 
Preußen 2c. verordnen für das Herzogthum Schleswig was 
olgt: 5 
feln § 1. Ein Unternehmen, welches darauf abzielt, den in 
Gemäßheit des Wiener Friedenstraktates vom 30. Oktober 


1864 und ber Gaſteiner Convention vom 14. Auguſt 1865 | ftand heut noch einmal an ang obgleich wir über 


Uns und Sr. Maj. dem Kaiſer von Oeſterreich in den Her⸗ 
zogthümern Schleswig und Holſtein zuſtehenden Souveräne⸗ 
tätsrechten zuwider einer anderen landesherrlichen Autorität in 
den Herzogthümern oder in einem derſelben gewaltſam Gel- 
tung zu verſchaffen, ſoll mit Zuchthaus von 5—10 Jahren 
beſtraft werden. Die Strafe tritt ein, ſobald eine Handlung 
begangen iſt, durch welche das verbrecheriſche Vorhaben un- 
mittelbar zur Ausführung gebracht werden ſoll. 

2. Haben zwei oder mehrere Perſonen ein derartiges 
Unternehmen ($ 1) verabredet, ohne deſſen Ausführung ſchon 
durch Handlungen begonnen zu haben, ſo ſoll ſie Zuchthaus 
von 2 bis 5 Japren treffen. 

§ 3. Gleiche Strafe (§ 2) ſoll denjenigen treffen, welcher 
zur Vorbereitung eines derartigen Unternehmens ($ 1) mit 
einer auswärtigen Regierung ſch einläßt, oder die ihm vom 
Staate anvertraute Macht mißbraucht oder Mannſchaften an- 
wirbt, oder in den Waffen einübt. „ 

§ 4. Mit Gefängniß von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren wird beſtraft: 1) Wer ein derartiges Unternehmen (81) 
durch andere, als die im $ 3 bezeichneten Handlungen vor⸗ 
bereitet. 2) Wer öffentlich durch Rede oder Schrift zu einem 
derartigen Unternehmen (§ 1) oder zu einer daſſelbe vorberei⸗ 
tenden Haudlung auffordert. 3) Wer öffentlich durch Rede 
oder Schriſt oder anderweitige Kundgebung den Uns und Sr. 
Maj. dem Kaiſer von Oeſterreich in den Herzogthümern 
Schleswig fund Holſtein zuſtehenden Souveränitäts rechten zu⸗ 
wider, einen Anderen für den rechtmäßigen Souverän oder 
Landesherrn eines der Herzogthümer oder beider erklärt, oder 
als ſolchen bezeichnet. 

Urkundlich unter Unſerer Hönfiegenhönbigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Königlichen Inftegel. 

Gegeben Berlin, den 11. März 1866. Wilhelm. 

Dieſe Verordnung hat natürlich allenthalben das größte 
Erſtaunen erregt, und frägt man ſich, was der Kaiſer von 
Oeſterreich, der nach dem Wiener Frieden der Mitſouverän in 
den Herzogthümern iſt, und deſſen Hoheitsrechte ja auch in 
der Verordnung in Schutz genommen werden, zu der Vers 
ordnung ſagen wird, und ob er ihr ſeine volle Zuſtimmung 
geben wird. 


Warum hat die Regierung den Landtag 
geſchloſſen? 

Die drohenden Wolken, welche ſich an dem politiſchen 
Himmel zuſammen zu ziehen ſcheinen, dürfen unſere Auf- 
merkſamkeit in keiner Weiſe von unferen inneren Verhältuiſſen 
ablenken. Wir müſſen ſtets im Auge behalten, daß dieſe 
Verhältniſſe vor Allem zur Zufriedenheit geordnet werden 
müſſen, bevor wir hoffen dürfen, daß Preußen mächtig genug 
daſtehen wird, um allen Gefahren, welche ihm möglicherweiſe 
aus der augenblicklichen politiſchen Weltlage erwachſen können, 
i und ſiegesgewiß entgegen zu ſehen. 

aß eine ſolche Löſung unſerer Verhältniſſe nur unter 
Mitwirkung der verfaſſungsmäßigen Vertretung möglich iſt, 
daß muß jeder, der unſere Verhältniſſe mit ruhigem Blicke 
betrachtet, einſehen, und deßhalb hat auch der Schluß der 
Seſſion allgemeines Erſtaunen erregt, und man hat ſich ge⸗ 
fragt: Welches waren die Beweggründe, die nile Rezierung 
in einem Augenblick, wo die äußeren Verhältniſſe ſich zu ver- 
wirren begannen, beſtimmt hat, einen ſolchen Schritt zu thun. 

Daß man das Seltſame der dadurch geſchaffenen Silua⸗ 
tion allſeitig empfunden hat, dafür liefern uns, außer der ſich 
in mancherlei Weiſe kundgebenden Stimmung der Bevölkerung, 
den Beweis auch die zahlreichen Zuſchriften und Anfragen, 
welche wir über dieſen Gegenſtand von unſeren ern 
empfangen haben. Es beſtimmt uns dies, auf dieſen Gegen⸗ 


denſelben ſchon früher unſere Meinung ausgeſprochen haben. 

Wir wollen dabei nicht ausführlich die Gene Fee 
welche die Regierung zu dem Schluß der Seſſion beſtimmt 
haben können, und geht auch aus den uns zugegangenen Zu⸗ 
ſchriften hervor, daß man ziemlich allgemein das Haupkmotiv des 
Schluſſes in dem bevorſtehenden Beſchluß der Zweiten Kam⸗ 
mer über den Vertrag mit der Köln⸗ Mindener 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ſucht. Wenn aber die Regierung 
wirklich von der Annahme der vorgeſchlagenen Reſolutionen 
einen nachtheiligen Einfluß auf den Werth dieſer Aktien 
befürchtet, ſo liegt die Frage nahe: Sind denn dieſe Aktien 
dadurch, daß dieſer Beſchluß nicht gefaßt worden iſt, mehr 
werth? Wir denken nein, denn jede folgende Kammer wird 
dieſen Vertrag eben ſo keurtheilen, als es die jetzt geſchloſſene 
gethan haben würde, und die Beſitzer jener Aktien 
werden ſich in deren Beſitz nicht ſicherer fühlen, 
als ſie ſich gefühlt haben würden, wenn die 
Kammer wirklich den Vertrag für ungültig erklärt 
hätte. Deshalb kann man in dem Schluß, falls er aus 
tiefen Grunde erfolgt ift, nur ein ſehr ſchwaches und wenig 
wirkſames Mittel erblicken, wie dieß ja auch der ſehr ſtarke 
Rückgang der Köln⸗Mindener Eiſenbahnaktien zeigt. 

Aber man findet, fo ſehr man fich auch bemüht, kein 
anderes Motiv, und deßhalb nimmt man dies als das richtige 
an, denn ein Motiv muß doch verhanden geweſen ſein, da 
der Schluß ſonſt gar zu auffällig erſcheinen muß, wenn man 
die vielen Geſetz⸗Vorlagen betrachtet, welche die Regierun, 
gemacht hat, und deren Annahme ſeitens der Kammern lemlich 
ſicher zu erwarten war. Eines der uns vorliegenden Schrei⸗ 
ben ſpricht ſich darüber folgendermaßen aus: 

Faſt unerklärlich iſt uns doch Eines. Der Miniſter 
hatte nämlich in ſeiner Eröffnungsrede vom 15. Januar ge⸗ 
ſagt, daß es trotz des Verfaſſungsſtreites doch in Preußen 
noch „Zwecke und Ziele“ gäbe, „iu denen alle Parteien ſich 
eins wiſſen“. Wir hatten nun geglaubt, daß die Miniſter 
ſolche „Zwecke und Ziele“ durch diejenigen Vorlagen erreichen 
wollten, welche für das Wohl des Landes durchaus erforder⸗ 
lich find, und die außerdem mit dem Verfaſſungsſtreite nichts 
zu thun haben. Wir rechneten dahin, die Schifffahrts⸗ 
und Handels⸗Verträge und die Mehrzahl der vorge⸗ 
legten Geſetze, namentlich die Geſetze über die Aufhebung 
des Zuſchlages zu den Gerichtskoſten, über die 
Befreiung der ländlichen und ſtädtiſchen Arbeiten 
von ſolchen Beſchränkungen, die auch eine Laſt 
für die Arbeitgeber ſind, über die Aufhebung des 
Einzugsgeldes in den Städten und über die Er- 
werbs⸗ und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften. Es 
unterlag auch gar keinem Zweifel, daß alle dieſe Verträge 
und Geſetze von beiden Häufern des Landtages würden an. 
enommen werden. Aber die Regierung hat durch den jähen 

chluß des Landtages das Zuſtandekommen auch aller dieſer 
fo nothweudigen und nützlichen Verträge und Geſetze mit 
Einem Schlage unmöglich gemacht. Das iſt ein Verfahren, 
das wir auf keine Weiſe uns vollſtändig haben erklären kön⸗ 
nen. Nur Eines wäre denkbar, nämlich, daß die Regierung 
alle jene Vorlagen darum über Bord geworfen habe, weil 
ſie ſich nicht mehr die Macht zutraue, dem gegenwärtigen 
Abgeordnetenhauſe gegenüber ihre bisherige Regierungsweiſe 
aufrecht erhalten zu können. Wäre das aber richtig, fo 
müßten wir auch annehmen, daß, fo lange die ſe Minifter 
im Amte find, jedem künftigen Landtage daſſelbe Schickſal 
bevorſteht, wie dem ſo eben geſchloſſenen. Denn wir wer⸗ 
den niemals den jetzigen Miniſtern und ihren 
Freunden zu Liebe Abgeordnete wählen, die eine 
andere Geſinnung haben, als die gegenwärtigen. 


Beilage zu Nr. 12 der „Verfaſſung“ am 24. März 1866. 


Für das mit dem 1. April beginnende neue Quartal fei zum 
Abonnement beſtens empfohlen die 


Volks ⸗ Zeitung 


Organ für Jedermann aus dem Volke, 


is vierteljährlich bei allen preuß. Poſtanſtalten 25 Sgr., bei 
a en deutſchen Four er 29 Sgr. : 


Berlin, Verlag von Franz Duncker. 


ie Volks⸗Zeitung, die unerſchrockene und bewährte Vor. 
Yämpferin für 10 Recht des Velles, die Freiheit und Einheit 
des deutſchen Vaterlandes, bringt täglich in ihren anerkannt 
trefflichen Leitartikeln eine Beleuchtung der allgemeinen Lage und 
außerdem alle politiſchen Nachrichten raſch und in gedrängter, 
allgemein verſtändlicher Form. Daneben iſt fie bemüht, durch 
fortlaufende populäre Auffäge über naturwiſſenſchaftliche, volke⸗ 
wirthſchaftliche, kommunale und landwirthſchaftliche und andere 
das allgemeine Intereſſe in Anſpruch nehmende Fragen ein immer 
größeres Verſtändniß dafür in allen Schichten des Volkes zu 
erwecken und zu fördern. Durch genaue Berichte über die Ber⸗ 
liner Fonds- und die Berliner und größeren auswärtigen Pro ⸗ 
duktenbörſen ſucht fie auch die Anſprüche des Geſchäftsmannes 
u befriedigen. Die Verſendung von Berlin aus erfolgt mit den 
Abendzügen. 


Die weite Verbreitung der en durch ganz Deutſch⸗ 

land macht ſie zu Ankündigungen aller Art beſonders geeignet, 

die Inſertionsgebühr beträgt für die gewöhnliche Zeile 3 Sgr., 

für den Arbeitsmarkt ſogar nur 2 Sgr., ein im Verhältniß zu 

anderen verbreiteten Blättern, deren Auflage ſie um das Doppelte, 

95 „ie um das Drei- und Vierfache überſteigt, gewiß mäßiger 
reis. 


Für das mit dem 1. April beginnende neue Quartal ſei zu 
Abonnement beſtens empfohlen das 


Sonntags⸗Blatt 


Für Jedermann aus dem Volke. 


Begründet von Otto Ruppius. 
Herausgegeben von Friedrich Spielhagen. 
Erſcheint Ina Sonntag in einem Bogen gr. Quart in ele; 
antefter Austattung. Preis vierteljährlich bei allen Buchhand⸗ 
ungen und Poſtämtern 9 Sgr. 
Der Inhalt des Sonntags. Blattes beſteht in: 
1 Suchen E en we en Autoren, wie 
riedr pielhagen, Carl Heigel, Adolf Stern 
Alfred Meißner, Maria von Rostowate ur 5 
2) Einem fortlaufenden Album von Originalgedichten 
oder muſtergültigen Ueberſetzungen fremder Poeſten. 
3) Schilderungen aus der Zeit, lebensvolle Skizzen aus 
Rumänien, Mexiko, Rußland, Schleswig⸗Holſtein u. ſ. w., 
die als Commentare zur Zeitgeſchichte willkommen ſein werden. 
Literariſchen Beſprechungen der vorzüglicheren Er- 
ſcheinungen der deutſchen Litteratur. 
Wiſſenſchaft fürs Leben, populäre Abhandlungen aus 
allen Gebieten des Wiſſens, von den namhafteſten Autoren. 
Loſe Blätter, einer Blüthenleſe von kleineren anregenden 
Notizen und Leſefrüchten von Nah und Fern, aus Vergangen⸗ 
heit und Gegenwart. 
Dieſer vielſeitige, theils unterhaltende, theils belehrende Inhalt 
macht das Sonntags» Blatt zu einer überall willkommenen Er⸗ 
gänzung zu den politiſchen Zeitungen und ermöglicht der niedriege 
reis von vierteljährlich nur 9 Sgr. Jedermann, ſelbſt dem 
weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es biermit 
beſtens empfohlen ſein möge. 
Die Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin. 


< 


4 
5 
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Mit dem 1. April c. beginnt ein neues Abonnement auf 
den in Guben wöchentlich zweimal erscheinenden 


„Fortſchritt“ 


und beträgt der vierteljährliche Abonnementspreis bei allen 
Königl. Poftanftalten 9¼ Sgr. dl 
Durch reichhaltigen, ſowie gediegenen Inhalt: Leitartikel, 
überſichtliche Varftellung der wichtigſten Ereigniſſe, Rechts 
pflege, Handel, Gewerbe, Landwirkhſchaft, Wiſſenſchaft und 
Kunſt, ſtatiſtiſche und andere Notizen, Gemeinnütziges, Unglücks⸗ 
fälle, Verbrechen ꝛc. ıc, werden wir unfern Leſern Rechnung 


tragen. 

Wenngleich die vielfachen Maßregelungen den „Fortſchritt“ 
in dem Kampfe um die verfaſſunggmäßige Volksfreiheit nicht 
zu unterdrücken vermocht haben, ſo thut ihm jetzt doch eine 
rege Theilnahme und Unterftügung feiner Parteigenoſſen 
wahrhaft noth, ſoll ferner er an der Seite ſeiner Kollegen 
der guten Sache opferwillig dienen! 

er Preis macht die Anſchaffung unſeres Blattes auch 
dem weniger Bemittelten möglich, und da es in letzterer Zeit 
Bedürfniß geworden, den liberalen Organen eine immer größere 
Verbreitung zu verſchaffen, um dadurch die Intereſſen des 
Vaterlandes zu fördern, ſo ſchließe ſich Keiner aus, dem 
Leſerkreiſe unſeres auf alle nur mögliche Weiſe verfolgten 
Blattes anzugehören und damit die gute Sache zu fördern. 
Wir erſuchen beſonders auch unſere ſeitherigen Freunde, ihr 
Abonnement baldigſt erneuern zu wollen, damit in der Zuſen⸗ 
e Unterbrechung ſtattfinde. 


uben, im März 1866. 
Die Expedition des „Fortſchritts.“ 


Tüglich zweimal. — Vierteljährl. 14% Thlr. 


Zum Abonnement auf die täglich zweimal erſcheinende 
jetzt bedentend vergrößerte 


„Oder In; Zeitung“, 
Organ der Fortſchrittspartei, 


(begründet von Wilhelm Dunker) 


ladet die Expedition ergebenſt ein. Die Zeitung hat ſich durch 
ihre Billigkeit bei großer Gediegenbel en bedeutenden 
Leſerkreis erworben; ſie iſt über ganz Pommern, die Provinzen 
Poſen, Dit- und Weſtpreußen verbreitet. Sie bringt täglich 
einen Leitartikel; das politiſche Material wird forgfältig ges 
ſichtet und alles Wichtige durch telegraphiſche Depeſchen zur 
Kenntniß der Leſer gebracht. Ueber die politiſchen Vorgänge in 
Berlin bringt das Blatt Berichte eigener Korreſponden⸗ 
ten. Die Kammerverhandlungen werden erſchöpfend und 
tbeifweile früher als von den Berliner Blättern mitgetheilt. 
Den Nachrichten aus Stadt und Provinz wird die größte 


Aufmerkſamkeit geſchenkt. Ein beliebter Feuilletoniſt ſchildert in 


wöchentlichen Briefen das Berliner Leben; außerdem 
Novellen, 1 ee u. ſ. w. An Kourſen, Markt⸗ 
berichten aus Berlin, Stettin, Breslau, Danzig, Poſen u. ſ. w. 
liefert die Zeitung alles, was für ein größeres Publikum von 
Intereſſe iſt. Inſerate werden die dreiſpaltige Petitzeile zu 
1 Sgr. berechnet und finden die größte Verbreitung. 

Stettin, im März 1866. 


Die Expedition der Oder: Zeitung. 


Annen 

Im Verlage von Alexander Jonas in Berlin 5 
erſchienen: 5 
Die gewählte 8 
9 preußiſche Volksvertretung 
8 im Jahre 1865 
v 

8 Dr. Ger Trwiistein 8 
80 3 Bogen 8. Preis 5 Sgr. a 
Seesen 


To] 


-lelelcg 


Die „Sorauer Zeitung“ 


(Redakteur: J. Fränkel) 
beginnt mit dem 1. April d. J. ein neues Abonnement. Sie 
vertritt die Intereſſen des vernünftigen Fortſchritts, indem 
fie alle Zeitfragen durch Leit- und andere Artikel von die, IF 
ſem Standpunkte aus beleuchtet. — Im Feuilleton bringt 
ſie nile e de en, Gedichte ꝛc. — Durch einen Fra; 
gekaften wird dem Publikum Gelegenheit zu Beſprechun⸗ 
en über gemeinnützige Angelegenheiten geboten. — Die die⸗ 
fer ne ſtets en rege Theilnahme und deren be- 
deutender Leſerkreis verſpricht für Inſerate den günſtigſten 
Erfolg, worauf die geehrten Inſerenten noch ganz beſon⸗ 
ders aufmerkſam gemacht werden. f 

Wir bitten alle unſere Parteigenoſſen, auch die, welche 
für unſere Stadt kein beſonderes Uutereſſe haben, fo erge⸗ 
benſt wie dringend, das kleine Opfer des Abonnements, 
welches bei allen Königl. Poft-Anftalten 10 ¼ Sgr. beträgt, 
zu bringen, um unſere fo viel gemaßregelte Zeitung erhal⸗ 

ten und uns unſern Kampf erleichtern zu helfen. 

Sorau, im März 1866. r 

Die Expedition der „Sorauer Zeitung.“ 
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TAU ccc 


Crotz alledem und alledem, 


e die Zeiten noch ſo ſchwer ſein, ja gerade deswegen wird 
er 


„Bürger: und Bauernfreund“ 


vedigtrt von John Reitenbach, gedruckt bei Fr. Krauſeneck 
u. Sohn in Gumbinnen, mit dem 1. April beim Quartals- 
wechſel mit neuem Muthe in ſeiner volksthümlichſten Sprache 
weiter für die Volksfreiheit eintreten, zur rechten Zeit auf die 
läuftigen Wahlen einzuwirken ſuchen, nicht durch die bekannten 
Mittel der Reaction, ſondern durch Belehrung. 


Da er jeden Freitag einen halben Bogen ſtark, oft mit Bei ⸗ 
lage erſcheint, außer zweckmäßig gewählter politiſcher Rundſchau, 

iderlegung der Provinzial ⸗Correſpondenz, Belehrendes und 
Unterhaltendes, oft auch Bilder bringt, aber nur 4 Silber⸗ 
geofehen 6 Pfennige für das Vierteljahr koſtet bei 
eigener Abholung von der Poſt, mit Beſtellgeld auf dem Lande 
7 Silbergroſchen, richten wir an Geſinnungsgenoſſen die dringende 
Bitte, gerade bei den jetzigen ſchweren Zeiten ihn ver⸗ 
breiten an helfen, eben als Gegengift gegen die ſchwe⸗ 
ren Zeiten und um ferner endlich größeren efinnigen Zeitun⸗ 
tungen ein Feld zu erobern, wo bis jetzt das Bedürfniß, eine 
Zeitung zu halten, noch gar nicht gefühlt wurde. 


Annoncen, die Zeile 3 Silbergroſchen, finden durch ihn 
in ganz Deutſchland Verbreitung. 


Die Herausgeber: 
Büttler-Marienhöhe. Th. Käswurm- Puöpern. 


Mit dem 1. April beginnt ein neues Quartal auf das 


Schulblatt 


für die Uslksfühnliehrer der Provinz Preußen. 
Herausgegeben von Eduard Sack in Königsberg, 
und bitten wir die Lehrer und alle Freunde der Volksſchule und der 
Volkslehrer das Abonnement auf daſſelbe rechtzeitig — vor dem 
1. April — erneuern zu wollen. Alle königlich preußiſchen Poſt⸗ 
Anſtalten nehmen jederzeit Beſtellungen auf das „Schulblatt“ 
gegen Einzahlung von 10 Sgr. pro Quartal an. 

Wir wenden uns ausdrücklich „an alle Freunde der Volks⸗ 
ſchule und der e weil wir vorausſetzen, daß ſie in ihrer 
großen Mehrheit unſere Ehrlichkeit und Treue in Bezug auf die 

eſtrebungen für das Gedeihen der Volksſchule und die zur 
unabweisbaren Nothwendigkeit gewordene amtliche und ſoziale 
Beſſerſtellung ihrer Lehrer anerkennen, ſollten ſie auch nicht mii 
allen unſern Grundſätzen und der Art und Weiſe, wie wir ſie 
geltend machen, jedesmal einverſtanden ſein. 

Königsberg, März 1866. 

Die Redaktion des „Schulblatt.“ 


Im Verlage von 
ſchienen: 


Die preußiſche Militärfrage 
un 
das geſetz vom 3. September 1814. 


erander Jonas in Berlin iſt er- 


Zum allgemeinen Verſtändniß für das Volk 
kurz das geſtellt 


Dr. Guſtav Lewinſtein. 
2 Bog i 


der Militärfrage in Betracht kommenden Fragen entwickelt, 
wird den Mi man fein, und ermöglicht der billige 
i8 ; 


Die 
Preußiſch⸗Littauiſche Zeitung 
(Königsberger Morgenblatt) 


1 (Redakteur: B. Stein) 
wird auch in dem mit dem 1. April c. beginnenden neuen Quar⸗ 
tal in unveränderter Haltung als ein Organ der demokratiſchen Partei 
tä 0 mit Ausnahme der Tage nach den Sonn- und Feſttagen 
erſcheinen. 

Die täglich ſchwieriger werdenden Preßverhältniſſe in unſerer 
Provinz werden die Zeitung nicht verhindern, die Principien der 
Demokratie nach allen Richtungen hin zu vertreten und alle wich⸗ 
tigen Tagesfragen in Leitartikeln und Original⸗Correſpondenzen 
in dieſem Sinne zu beſprechen. Ä i 

Wichtige Nachrichten werden wir ſtets telegraphiſch fo ſchnell 
wie jede andere Zeitung bringen, die Marktberichte und Kourſe 
von Berlin und Königsberg ſo wie von den anderen bedeutenden 
Plätzen der Provinz Aglich ; „ 

Unfere Zeitung iſt das in Littauen und Maſuren bei Weitem 
verbreitetſte Blatt und eignet ſich deshalb ganz beſonders zu An⸗ 
noncen, die in ihr den größten Leſerkreis finden. 8 er 

Man abonnirt auf die Zeitung bei allen Poſtämtern mit 
1 Thlr. 15 Sgr. h 

umbinnen, im März 1866. 
Die Verleger: 


Fr. Krauseneck & Sohn. 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinſtein in Berlin. 


